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für wissenschaftliche Forschung Bonn, den 7. Juni 1968 
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IV A 4-9791 -35/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Integration auf dem Gebiete der Raumfahrt 

Bezug: Kleine Anfrage derjAbgeordneten Frau Dr. Maxsein, 
Dr. Martin, Frau Geisendörfer, Dr. Schober, Dr. Wörner 
und Genossen 
- Drucksache V/2950 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welche Entscheidungen gedenkt die Bundesregierung in An- 
betrucht dieser Entwicklung nuf der Nlinistersitzung der Euro- 
päischen Raumfahrtkonferenz hinsichtlich der Vorschläge für 
ein europäisches Raumfahrtprogramm im Bericht des Beraten- 
den Programmausschusses zu treffen? 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, die Vorschläge 
des Beratenden Programmausschusses der Europäischen Welt- 
raumkonferenz (Option III) zu unterstützen. Auf Grund der bri- 
tischen Stellungnahme ist allerdings eine Überprüfung dieser 
Vorschläge, insbesondere auch unter finanziellen Gesichtspunk- 
ten, erforderlich. 

Die Bundesregierung tritt nach wie vor für die Verwirklichung 
eines ausgewogenen europäischen Gesamtprogramms in den 
drei wesentlichen Bereichen der Weltraumforschung (Entwick- 
lung von Trägerraketen, Satelliten für wissenschaftliche 
Zwecke, Nutzsatelliten) unter möglichst großer Beteiligung der 
in der Europäischen Weltraumkonferenz zusammenarbeitenden 
Staaten ein. Sie hat deshalb auch das Vereinigte Königreich um 
eine Überprüfung seiner Haltung gebeten. 


2. Ist die Bundesregierung gegebenenfalls gewillt, diese Vorschläge 
gemeinsam nur mit den europäischen Ländern zu realisieren, 
die hierzu bereit sind? 


Grundsätzlich ist diese Frage zu bejahen. Ihre endgültige Beant- 
wortung hängt jedoch im Hinblick auf die finanziellen Konse- 
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quenzen davon ab, wie groß der Kreis der europäischen Staaten 
sein wird, die die Vorschläge für ein zukünftiges europäisches 
Weltraumprogramm unterstützen. 

3. Ist sich die Bundesregierung dessen bewußt, daß der Verzicht 
auf die Entwicklung einer europäischen Trägerrakete für die 
Zukunft die völlige Abhängigkeit bei sämtlichen Raumfahrt- 
vorhaben Europas von den USA bedeutet? 

Es trifft sicher zu, daß das Ziel, mit der Entwicklung einer euro- 
päischen Trägerrakete eine größere Unabhängigkeit bei der 
Durchführung von Raumfahrtvorhaben zu erreichen, beim Ver- 
zicht auf eine eigene europäische Trägerentwicklung aufge- 
geben werden müßte. Die Bundesregierung ist deshalb bemüht, 
im Anschluß an das laufende ELDO-Programm, an dem auch das 
Vereinigte Königreich bis 1971 beteiligt ist, die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Trägerentwicklung in 
einem Zukunftsprogramm fortzusetzen. Dabei wird zu prüfen 
sein, ob unter annehmbaren Bedingungen eine Zusammenarbeit 
mit außereuropäischen Staaten erreichbar ist. 


4, Erachtet die Bundesregierung es als im Interesse der Bundes- 
republik Deutschland liegend, daß sie in einem solchen Falle 
- infolge des für sie geltenden Herstcllungsverbots eigener 
Trägerraketen - von jeder Entwicklung und Verwendung von 
Trägerraketen für friedliche Zwecke ausgeschlossen sein wird? 


Die von der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der West- 
europäischen Union eingegangene Verpflichtung, bestimmte 
Raketentypen nicht herzustellen, erstreckt sich nicht auf Rake- 
ten, „die für zivile Zwecke verwandt werden oder der wissen- 
schaftlichen, medizinischen und industriellen Forschung auf den 
Gebieten der reinen und angewandten Wissenschaften dienen". 
Gleichwohl hat die Bundesregierung aus politischen, geographi- 
schen und finanziellen Gründen davon abgesehen, große Trä- 
gerraketen für sich allein zu entwickeln. Für die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist die Entwicklung großer Trägerraketen nur 
in internationaler Zusammenarbeit sinnvoll. Entfällt die Fort- 
setzung einer solchen Zusammenarbeit, bleibt der Bundesrepu- 
blik Deutschland keine andere Möglichkeit mehr, als für die 
Durchführung von Weltraumforschungsvorhaben auf geeignete 
Trägerraketen anderer Staaten zurückzugreifen. 


5. Ist sich die Bundesregierung dessen bewußt, daß eine negative 
Entscheidung bzw. auch nur die Vertagung einer Entscheidung 
über die Vorschläge im Bericht des genannten Beratenden Pro- 
grammausschusses angesichts der 19b9 bevorstehenden Ver- 
handlungen über das endgültige INTELSAT-Abkommen die 
Preisgabe jeglicher Verhandlungsposition gegenüber den USA 
bedeutet, die möglicherweise günstiger sein könnte als die- 
jenigen im Jahre 1964 hinsichtlich des vorläufigen Abkommens 
und der Sondervereinbarung? 
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Die Bundesregierung ist sich gemeinsam mit anderen Partnern 
der „Europäischen Konferenz für Fernmeldeverbindungen mit- 
tels Satelliten" (CETS) bewußt, daß die europäische Position 
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bei den Verhandlungen über das endgültige INTELSAT- Abkom- 
men besser wäre, wenn die Europäer nachweisen könnten, zur 
Errichtung und zum Betrieb von Fernmeldesystemen fähig zu 
sein, oder zumindest durch entsprechende Beschlüsse ihren 
Willen bekunden würden, zur Verwirklichung dieses Zieles ver- 
stärkte Anstrengungen zu unternehmen. Die Bundesregierung 
ist schon seit Jahren für das europäische Projekt eines experi- 
mentellen Fernmeldesatelliten (CETS-Projekt) eingetreten und 
hat sich grundsätzlich zur Teilnahme an dem vom Beratenden 
Programmausschuß der Europäischen Weltraumkonferenz emp- 
fohlenen Gesamtprogramm (Option III) bereit erklärt. Sie ist 
nach der britischen Erklärung weiterhin bemüht, die europäi- 
schen Anstrengungen, insbesondere auf dem Gebiet der Nutz- 
satelliten, auf einer möglichst breiten Basis fortzusetzen. 


6. Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregierung aus der Tat- 
sache zu ziehen, daß die westeuropäischen Staaten auf Grund 
des vorläufigen Abkommens und der Sondervereinbarungen 
betr. INTELSAT die Verpflichtung übernommen haben, 29 Vo 
zur Finanzierung beizutragen, während die westeuropäische In- 
dustrie in der Vergangenheit nur 2 ®/o bzw. 4 ®/o aller INTELSAT- 
Aufträge erhalten hat? Was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um das Fortbestehen dieser Situation zu verhindern? Ist 
die Bundesregierung insbesondere bereit, heute schon die er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen, um für sich und ihre euro- 
päischen Partner bei den INTELSAT-Verhandlüngen eine günsti- 
gere Ausgangsposition zu schaffen? 

In Übereinstimmung mit allen europäischen Partnern verfolgt 
die Bundesregierung als wesentliche Ziele bei den kohimenden 
INTELSAT-Verhandlüngen: jede Monopolstellung eines einzel- 
nen Staates zu verhindern, das INTELSAT-System grundsätz- 
lich auf die klassischen Fernmeldedienste zu beschränken, die 
Möglichkeiten zur Errichtung unabhängiger Regionalsatelliten- 
systeme offenzuhalten und eine Förderung der europäischen 
Technologie zu ermöglichen. Diese Ziele sowie Vorschläge für 
die Gestaltung des endgültigen Abkommens sind in einem ge- 
meinsamen europäischen Beitrag enthalten, der dem Vorläu- 
figen Fernmeldesatellitenausschuß (ICSC) des INTELSAT in 
seiner letzten Sitzung im Mai 1968 zur Vorbereitung der 1969 be- 
ginnenden Regierungsverhandlungen vorgelegt wurde. 

Im Hinblick auf das erwähnte Ziel der Förderung der euro- 
päischen Technologie werden die europäischen Partner darauf 
bestehen, bei der Vergabe künftiger Industrieaufträge des 
INTELSAT entsprechend ihren Beitragsaufwendungen stärker 
berücksichtigt zu werden. 

Um die deutsche Industrie in eine in technischer Hinsicht kon- 
kurrenzfähige Position zu bringen, fördert die Bundesregierung 
bereits seit Jahren die Entwicklung spezieller Komponenten und 
Teilsysteme, wobei bereits beachtliche Erfolge erzielt wurden. 
Auch das Projekt eines experimentellen Fernmeldesatelliten 
SYMPHONIE, das gemeinsam mit Frankreich durchgeführt wird, 
dient u. a. diesem Ziele. Die baldige Inangriffnahme des von 
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der Bundesregierung unterstützten multilateralen CETS-Pro- 
jektes würde ebenfalls zur Verbesserung der Konkurrenz- 
fähigkeit der europäischen Industrie beitragen. 


7. Ist der Bundesregierung bewußt, daß der Anstoß zur Errich- 
tung der ELDO und zu einer gemeinsamen europäischen Ent- 
wicklung von Trägerraketen vom Vereinigten Königreich aus- 
ging, und zwar mit der Begründung, dadurch könne Europa von 
den gesamten Vorarbeiten profitieren, die das Vereinigte König- 
reich für eine Trägerraketenentwicklung im nationalen Rahmen, 
die BLUE STREAK, gemacht habe? 


Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Gründung der 
ELDO auf eine Anregung des Vereinigten Königreiches zurück- 
geht. Sie bedauert auch aus diesem Grunde, daß das Vereinigte 
Königreich lediglich bis zum Abschluß des laufenden ELDO- 
Programms an der gemeinsamen Entwicklung einer europäi- 
schen Trägerrakete teilnehmen will. 


Gerhard Stoltenberg 
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